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Unter den kommunalpolitischen Themen
mit zyklisch wiederkehrender Bedeutung
nimmt die Zusammenarbeit benachbarter
Städte und Gemeinden, insbesondere in
Ballungsräumen, eine besondere Rolle
ein. Seit den frühen 90er Jahren hat das
Thema erneut an Relevanz gewonnen.
Stadtregionen und Verdichtungsräume
werden zunehmend als regionale Wachs-
tumsmotoren erachtet; öffentliche wie pri-
vate Akteure fordern übereinstimmend ei-
ne verbesserte interkommunale Zusam-
menarbeit im regionalen Kontext. Zwi-
schen Forderungen und realisierten Ko-
operationsansätzen in Stadtregionen klafft
allerdings oft eine deutliche Lücke, da um-
fassende Reformvorschläge in der Regel
an den Widerständen der Praxis und ihrer
Akteure scheitern. 

Im Vordergrund der aktuellen Difu-Studie
stand daher die Frage: Mit welchen An-
sätzen und Formen der interkommunalen
Zusammenarbeit wird in anderen westli-
chen Staaten auf die gegenwärtigen Pro-
bleme und Herausforderungen für Städte
und Stadtregionen reagiert und welche
positiven wie negativen Erfahrungen wur-
den dabei im Einzelnen gemacht?

Zentrale Untersuchungsergebnisse
Ebenso wie in Deutschland ist interkom-
munale Kooperation in Stadtregionen
auch in den projektbeteiligten Nationen
(Frankreich, Großbritannien, Kanada, Nie-
derlande und USA) nichts Neues. Die ers-
ten gesetzlichen Regelungen zur Einrich-
tung interkommunaler Zweckverbände
gehen bisweilen bis in das ausgehende
19. Jahrhundert zurück. Neu sind aller-
dings die seit den späten 80er Jahren des
20. Jahrhunderts feststellbaren qualitati-
ven und quantitativen Veränderungen auf
Seiten kommunaler Gebietskörperschaf-
ten als maßgebliche Kooperationspartner.
In den meisten projektbeteiligten Staaten
wurden und werden diese und ihre poli-
tisch-administrativen Strukturen den Prin-
zipiendesNew-Public-Management-Kon-
zepts entsprechend modernisiert, reorga-
nisiert und (teil)privatisiert. Die Folge ist in
der Regel eine weitere Fragmentierung
der lokalen Ebene und ihrer Strukturen. 

Neu sind aber auch einige der seit den
späten 80er beziehungsweise frühen 90er
Jahren genannten Gründe für die Notwen-

digkeit einer verstärkten Kooperation auf
kommunaler Ebene; hierzu zählen insbe-
sondere tradierte, kleinteilige politisch-ad-
ministrative Strukturen auf lokaler Ebene;
ein anhaltendes, siedlungsstrukturelles
Wachstum, das mit einer immer engeren
funktionalen Verflechtung zwischen den
einzelnen stadtregionalen Teilräumen ein-
hergeht; sich ändernde und kommunale
Grenzen überschreitende Aufgaben und
Problemstellungen; zunehmende, die Ent-
wicklung von Stadtregionen bedrohende
finanzielle Disparitäten zwischen Kern-
städten und Umlandgemeinden; eine zu-
nehmende, regionale Allianzen vorausset-
zende Regionalisierung staatlicher För-
dermittel sowie nicht zuletzt ein Bedeu-
tungsgewinn der regionalen Ebene im
Kontext des sich verschärfenden und in-
ternationalisierenden Wettbewerbs der
Städte.

Die Umsetzung spezifischer Koopera-
tionsnotwendigkeiten in praktische For-
men der Zusammenarbeit ist kein Auto-
matismus, sondern stets abhängig von
den gegebenen politisch-administrativen
Strukturen, den konkreten Akteurskon-
stellationen und Machtverhältnissen und
den unter diesen Bedingungen realisier-
baren Kompromissen: zwischen Befür-
wortern, die aus den neuen Ansätzen Vor-
teile erwarten, und Gegnern, die Nachtei-
le befürchten.

Zu den Initiatoren und Befürwortern zäh-
len in der Regel die zentralstaatliche oder
im Falle föderal organisierter Staaten die
EbenederBundesstaaten,Kernstädte und
ihre politischen Repräsentanten (vor allem
in Zeiten nachlassender wirtschaftlicher
Prosperität), die Wirtschaft und ihre Ak-
teure sowie fachlich involvierte Akteure
und lokale Medien.

Auf Seiten der maßgeblichen Gegner und
Kritiker finden sich staatliche Mittelinstan-
zen und bestehende Gemeindeverbände
sowie Vorstädte und Umlandgemeinden
(diese Akteure befürchten Verlust von
Macht und Einfluss, aber auch finanzielle
Einbußen), städtische Bewohner und Be-
wohnergruppen (die einen Verlust an de-
mokratischer Kontrolle und räumlicher
Identität erwarten) sowie Vertreter der
Fachwelt (denen es jedoch meist weniger
um eine allgemeine Ablehnung interkom-
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munaler Kooperationsansätze als um eine
ideologisch motivierte Kritik an bestimm-
ten Formen der Zusammenarbeit geht). 

Trotz der theoretisch möglichen Vielfalt an
Kooperationsformen lassen sich die meis-
ten intraregionalen Kooperationsansätze
in der Praxis einigen wenigen Typen zu-
ordnen, die sich nach dem Grad der Insti-
tutionalisierung, dem Umfang der Akti-
vitäten und der Form der Organisation un-
terscheiden: informelle oder privatrechtli-
che und damit nicht öffentlich-rechtlich in-
stitutionalisierte Formen der Kooperation;
auf eine Aufgabe oder ein Vorhaben be-
schränkte institutionalisierte Zusammen-
arbeit zwischen einer begrenzten Zahl von
Gemeinden; vor allem in verstädterten Re-
gionen anzutreffende multisektorale Ko-
operation einer Vielzahl von Gemeinden in
Verbandsform sowie schließlich der Zu-
sammenschluss von Städten und Ge-
meinden in neuen Gebietskörperschaften.

Älteste und in den meisten Staaten über
den größten Verbreitungsgrad verfügende
Typen der Kooperation sind Eingemein-
dungen sowie aufgabenspezifische Ko-
operationsansätze. Einen deutlichen An-
stieg verzeichnen in den letzten Jahren zu-
dem informelle und öffentlich-private Ko-
operationsansätze. 

Der Typus der multisektoralen und räum-
lich umfassenden Kooperation, der dem
steigendenKoordinierungsbedarf inStadt-
regionen Rechnung trägt, ist hingegen –
trotz seiner immer wieder betonten Not-
wendigkeit – in allen projektbeteiligten
Staaten bisher vergleichsweise selten rea-
lisiert worden. Eine Ausnahme bildet allein
Frankreich mit einem gestuften System
von Verbandstypen mit jeweils unter-
schiedlichen Kompetenzen und Ressour-
cen.

Die Aufgaben und Aktivitäten interkom-
munaler Kooperationsansätze decken ein
breites inhaltliches Spektrum ab, aber
auch hier lassen sich einige immer wie-
derkehrende Gemeinsamkeiten beobach-
ten. Bei aufgabenspezifischen und damit
den meisten Kooperationsansätzen ste-
hen häufig Umsetzungs- und Träger-
schaftsaufgaben im Ver- und Entsor-
gungssektor oder im öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Vordergrund. Das Auf-
gabenspektrum multisektoraler, im stadt-
regionalen Kontext operierender Koopera-
tionsansätze ist zwar wesentlich breiter
angelegt, wenn es allerdings um Fragen
der faktischen Durchsetzung geht, ist es
meist auf einige wenige „weiche“ Aufga-
benfelder wie Planungs-, Koordinierungs-
und Beratungsleistungen oder Öffentlich-
keitsarbeit beschränkt. Mit diesen Aufga-
ben sind weder strittige Fragen der Vertei-

lung von Lasten und Kosten noch weitrei-
chende Eingriffe in die Zuständigkeiten
etablierter Institutionen und Organisatio-
nen verbunden. 

Bei den meisten Kooperationsansätzen
werden mehrere Finanzierungsquellen
miteinander verknüpft. Zu diesen zählen
Gebühren und Beiträge, die von den Nut-
zern der jeweils bereitgestellten Leistun-
gen erhoben werden; Umlagen, die von
den einzelnen Verbandsmitgliedern zu
entrichten sind (und in der Praxis oft mit
Verteilungskonflikten einhergehen); Zu-
schüsse und Zuweisungen von bundes-
oder zentralstaatlicher Ebene sowie eige-
ne Steuereinnahmen. Letztere sichern Ko-
operationsansätzen den höchsten Grad
an Autonomie, sind aber in der Praxis
außerhalb Frankreichs und der USA bisher
eine Ausnahmeerscheinung geblieben.
Ausnahmen stellen auch die wenigen in
diesen Staaten eingerichteten regionalen
Steuerpools für Grund- oder Gewerbe-
steuereinnahmen dar.
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Die Entscheidungsorgane der in Ver-
bandsform organisierten Kooperationen
setzen sich aus Vertretern der jeweiligen
Kooperationspartner und damit in der
Mehrzahl der Fälle aus Repräsentanten
kommunaler Gebietskörperschaften zu-
sammen. Diese Akteure werden in der Re-
gel nach dem Delegationsprinzip be-
stimmt, eine Direktwahl findet bisher nur
bei einigen wenigen multisektoralen Ver-
bänden statt. Dieser Mangel an unmittel-
barer demokratischer Kontrolle bei den
meisten formellen Kooperationsansätzen
wird jedoch infolge ihrer quantitativen Zu-
nahme und ihres deutlichen Kompetenz-
und Einflussgewinns im Bereich öffentli-
cher Aufgaben und Angelegenheiten zu-
nehmend als problematisch erachtet.
Weitaus größere Probleme wirft unter dem
Gesichtspunkt der demokratischen Legiti-
mation allerdings die Zunahme informeller
oder öffentlich-privater Kooperations-
ansätze auf. Deren Mitglieder werden al-
lein nach funktionalen Kriterien bestimmt
und unterliegen keinerlei demokratischer
Kontrolle.

Heute ist interkommunale Kooperation in
Stadtregionen in den meisten projektbe-
teiligten Staaten durch zwei unterschied-
liche, mit einem jeweils anderen Verständ-
nis des öffentlichen Sektors und seiner
Funktionen einhergehende Entwicklungs-
trends gekennzeichnet: Zum einen eine
deutliche Zunahme aufgaben- und pro-
jektspezifischer formeller sowie in ihrem
räumlichen und inhaltlichen Umfang un-
terschiedlich konzipierter informeller An-
sätze; zum anderen eine, in der Regel nur
punktuelle, Renaissance regionsweit ope-
rierender und nicht allein auf Kooperation,
sondern insbesondere auf Koordination
setzender Formen der Zusammenarbeit. 

Der erste dieser beiden Trends ist in den
meisten projektbeteiligten Staaten Be-
standteil und Ergebnis des aktuellen, auf
neoliberalen Reformansätzen wie New
Public Management und Public Choice
und deren Zielen und Prinzipien beruhen-
den Modernisierungsprozesses kommu-
naler Verwaltungen. Die Folge für Stadtre-
gionen und Verdichtungsräume ist meist
ein immer schwerer zu überschauendes
Nebeneinander unterschiedlicher Akteure
auf kommunaler Ebene: kommunaler Ge-
bietskörperschaften, staatlicher und re-
gionaler Organisationen und Institutionen
sowie öffentlich-rechtlich, privatrechtlich
oder informell organisierter Kooperations-
ansätze mit jeweils unterschiedlichen 
Beteiligten, Aufgaben und Gebietszu-
schnitten. 

Der Bedeutungsgewinn regionsorientier-
ter Kooperationsansätze als zweiter Ent-
wicklungstrend macht sich bis jetzt – mit
Ausnahme von Frankreich – nur in weni-
gen wirtschaftlich relevanten Stadtregio-
nen bemerkbar, in denen die zunehmende
Intransparenz der institutionellen und or-
ganisatorischen Strukturen immer stärker
als Beeinträchtigung der (inter)nationalen
Wettbewerbsfähigkeit empfunden wird.

Interkommunale Kooperationsansätze in
Stadtregionen waren und sind das Ergeb-
nis eines komplexen Geflechts vielfältiger
Einflussfaktoren; dazu zählen insbeson-
dere politische Schwerpunktsetzungen,
ökonomische Erfordernisse, administrati-
ve Strukturen und räumlich-funktionale
Veränderungen. Wie sich diese Faktoren
in Zukunft entwickeln werden, ist gegen-
wärtig noch offen. Als gesichert kann je-
doch gelten, dass es auch künftig nicht
den für alle Regionen und Situationen
adäquaten Ansatz geben wird. Es ist da-
mit auch weiterhin ein Nebeneinander von
aufgabenspezifischen Funktionseinhei-
ten, informellen Netzwerken, multisekto-
ralen Verbänden und ballungsraumspezi-
fischen Gebietskörperschaften zu erwar-
ten. Welchen Stellenwert die unterschied-
lichen Kooperationstypen dabei im Einzel-
nen einnehmen werden und ob ihre immer
wieder geforderte Koordination im stadt-
regionalen Kontext künftig eine größere
Rolle spielen wird, sind allerdings Fragen,
auf die sich gegenwärtig keine abschlie-
ßenden Antworten geben lassen.

Die skizzierten Untersuchungsergebnisse
werden in der nun vorliegenden Veröffent-
lichung detailliert belegt. Nach einem ein-
leitenden Überblick über den Relevanzge-
winn von Regionen und Stadtregionen in
der aktuellen raumordnungspolitischen
Diskussion werden im Hauptteil ausländi-
sche, aber auch deutsche Erfahrungen mit
interkommunalen Kooperationsansätzen
in Stadtregionen auf der Grundlage eines
gemeinsamen Gliederungsrasters diffe-
renziert dargestellt. Abgeschlossen wird
die Arbeit mit einer kritischen Bilanz der
Untersuchungsergebnisse. Dabei werden
Gemeinsamkeiten und Besonderheiten in-
traregionaler Kooperationsansätze in den
projektbeteiligten Ländern herausgearbei-
tet und nachvollziehbare Schlussfolgerun-
gen aufgestellt.
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Beiträge für eine sozial-
integrative Wohnungspolitik
Die Abwanderung insbesondere junger
Familien mit Kindern aus den Kernstädten
zu bremsen und sozial gemischte Bele-
gungsstrukturen zu erhalten, sind heute
die zentralen Problem- und Handlungsfel-
der einer Wohnungspolitik für Kernstädte.
Die Antwort auf die Frage, wie wir in Zu-
kunft angesichts des dramatischen Rück-
gangs an Wohnungen mit Sozialbindun-
gen kommunale Belegungsrechte sichern,
ohne den Erhalt sozial gemischter Struk-
turen zu gefährden, ist für die Städte und
ihre Entwicklungschancen von herausra-
gender Bedeutung. Die Städte allein sind
überfordert, wenn sie ihre Belegungspoli-
tik an einem immer kleiner werdenden So-
zialwohnungsbestand ausrichten müssen
und es damit zwangsläufig zu einer Kon-
zentration schwieriger Mieterhaushalte in
diesen Beständen kommt.

Die soziale Stabilisierung von Wohnquar-
tieren und die Förderung der guten Nach-
barschaft sind deshalb wichtige Aufgaben
zur Stärkung des Wohnstandortes Stadt.
Die zentralen Probleme liegen im Woh-
nungsbestand und sind mit den klassi-
schen Instrumenten der Wohnungspolitik
nicht mehr zu lösen. Erforderlich ist ein in-
tegrativer Lösungsansatz, bei dem Raum-
ordnungs-, Stadtentwicklungs-, Woh-
nungs-, Verkehrs- und Sozialpolitik inein-
andergreifen und zusammenwirken müs-
sen. Hierzu bedarf es geeigneter Träger
und neuer (Förder-)Strukturen.

Eine Reform des gesamten Wohnungs-
baurechts ist nötig, um das Profil der
Wohnungsbauförderung den gewandelten
ökonomischen,sozialen,ökologischenund
fiskalischen Bedingungen anzupassen.
Die Städte sollten in Zeiten eines be-
schleunigten Strukturwandels, sich ver-
schärfender Ungleichheiten und geringer
werdender fiskalischer Spielräume gezielt
in die Lage versetzt werden, Fördermittel
aus verschiedenen Haushaltstiteln zu
kombinieren. Diese können dann über das
Instrument der Budgetierung staatlicher
Wohnungsbauförderungsmittel auf kom-
munaler Ebene in bestimmten, für die Ver-
besserung und Stabilisierung eines Stand-
ortes besonders wichtigen Projekten kon-
zentriert werden. 

Eine dezentrale Förderpolitik bietet zudem
die Chance, die wohnungspolitischen In-
strumente besser auf die unterschiedli-
chen Nachfrage- und Investitionsbedin-
gungen auf den Wohnungsteilmärkten,

sowohl sektoral als auch räumlich, auszu-
richten, wohnungsbezogene Maßnahmen
mit anderen, z.B. städtebaulichen, zu ver-
knüpfen und die Kooperationsmöglichkei-
ten zwischen Wohnungsunternehmen,
Trägern der sozialen Arbeit sowie Städten
zu verbessern. Durch eine Stärkung des
örtlichen Bezugs und ein kommunales
Projektmanagement können vorhandene
Synergie- und Effektivitätspotenziale bes-
ser ausgeschöpft werden. Voraussetzun-
gen einer integrativen Wohnungspolitik für
Kernstädte sind

■ die Stärkung der Entscheidungskom-
petenzen der Städte bei der Wahl und
dem Einsatz der Mittel im Wohnungs-
bau-, Fehlsubventions- und Wohnungs-
bindungsrecht,

■ die Abkehr von der staatlichen Haus-
haltstitel-Wirtschaft und einer überwie-
gend investiv ausgerichteten Woh-
nungspolitik,

■ die Konzentration der Mittel auf die
Brennpunkte des Bedarfs,

■ die teilweise Umstellung der steuerli-
chen Förderung des Wohnungswe-
sens nach dem Vorbild der neuen Län-
der auf den räumlich gezielten Einsatz
von Investitionszulagen,

Luftbildaufnahme von Hassels-Nord
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■ die Ergänzung der Förderung des
selbstgenutzten Wohneigentums im
Rahmen des Eigenheimzulagengeset-
zes um eine regionale Komponente,
damit die Chancen von Familien mit
mittleren Einkommen, in den Kern-
städten Eigentum zu bilden, verbes-
sert werden,

■ eine Reform der Grundsteuer, die 
die zur Förderung einer nachhaltigen
Stadtentwicklung notwendige Steuer-
barkeit des Grundstücksmarktes ver-
bessert,

■ die Unterstützung der Zusammenar-
beit zwischen Stadt und Umland in der
Region durch finanzielle Anreize und

■ Bündnisse zwischen Stadt und geeig-
neten Trägern aus Wohnungswirtschaft
und Sozialarbeit sowie die Ausrich-
tung der Förderung auf diese Träger.

Die Städte sind bereit, mit Investoren, Ver-
mietern, Mietern und Trägern der sozialen
Arbeit zu kooperieren und dabei integrier-
te, partnerschaftliche Lösungswege ein-
zuschlagen. Der Bund und die Länder sind
aufgefordert, diese Bereitschaft durch die
Schaffung entsprechender Rahmenbedin-
gungen auf Bundes- und Landesebene zu
unterstützen.

Die im Rahmen zweier Difu-Seminare
„Entmischung im Bestand an Sozialwoh-
nungen“ über die Zunahme der sozialen
Segregation und die Gefahr der Ghettobil-
dung in den Städten gewonnenen – und im
Dezember 1998 veröffentlichten – Er-
kenntnisse wurden in einer gemeinsam 
mit dem Städtetag Nordrhein-Westfalen
durchgeführten Veranstaltung zum Thema
„Integrative Wohnungspolitik gegen sozia-
le Erosion in den Kernstädten“ vertieft. Da-
bei wurde anhand der Diskussion zweier
Fallbeispiele aus Düsseldorf und Dort-
mund mit den örtlichen Akteuren deutlich,
dass Vermieter, Mieter, Träger der sozialen
Arbeit und Städte vor Ort kooperieren
müssen und dabei keine isolierten, son-
dern integrierte, partnerschaftliche Lö-
sungswege eingeschlagen werden sollten.
Eine Konzentration der Diskussion auf das
Thema „Fehlsubventionsabgabe“ ist nicht
hilfreich. Die in der vorliegenden Doku-
mentation enthaltenen Veranstaltungs-
beiträge zeigen hierfür eine Reihe guter
Beispiele.

Bei dieser Veröffentlichung handelt es sich
um einen weiteren Baustein im Rahmen
des Projekts „Kommunale Belegungspoli-
tik unter veränderten Rahmenbedingun-
gen“, das hiermit abgeschlossen ist. 

Weitere Informationen:
Dipl.-Soz. Claus-Peter Echter

Telefon: (02 21) 37 71-145
E-Mail: echter@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Vernetzung der Stadtteilarbeit
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Das Difu unterstützte fachlich die 1999 ab-
geschlossene „Bundesweite Kampagne
zur freiwilligen CO2-Vermeidung bei Kom-
munen und Verbrauchern“. Das Ziel der
Kampagne bestand darin, Energiespar-
projekte mit lokalem Bezug zu entwickeln
und damit zum globalen Klimaschutz bei-
zutragen. In 23 Modellkommunen wurden
„Energie-Tische“ eingerichtet, an denen
Bürgerinnen und Bürger eigenverantwort-
lich Projekte zur Energieeinsparung in ih-
rer Stadt entwickelten und umsetzten. 

Die Erfahrungen der Kampagne sind
Grundlage von zwei Publikationen, mit de-
ren Hilfe Kommunalverwaltungen in die
Lage versetzt werden sollen, Energie-Ti-
sche zu initiieren und zu organisieren. Im
ersten Heft „Energie-Tische zum Klima-
schutz. Erfolg durch Zusammenarbeit“
wird die Methode des partizipativen An-
satzes „Energie-Tisch“ ausführlich be-
schrieben. Die Veröffentlichung enthält
Hinweise zu allen Themen, die in der Pilot-
und der Modellphase der Kampagne an
Energie-Tischen behandelt wurden. An
den meisten Energie-Tischen wurde zum
Thema „Energiesparen im Gebäudebe-
stand“ gearbeitet, was wegen des dort 
erheblichen CO2-Minderungspotenzials
nicht überrascht. Daher wurde das Basis-
heft durch ein Themenheft „Energie-Ti-
sche zur Gebäudesanierung“ ergänzt.

Die Stärke dieses Instruments besteht
darin, CO2-Minderungspotenziale außer-
halb des kommunalen Bestands zu er-
schließen. Es geht am Energie-Tisch also
um die Sanierung von Gebäuden, die sich
im privaten Besitz oder im Besitz von
Wohnungsunternehmen befinden.

Um Handlungsspielräume in diesem Be-
reich ausschöpfen und die Potenziale er-
schließen zu können, ist ein kooperatives
und abgestimmtes Handeln aller von der
Sanierung Betroffenen notwendig. Das
sind Hauseigentümer, Mieter, Energiever-
sorgungsunternehmen, Handwerker und
IngenieurbürossowieEnergieberater,Ban-
ken oder der Fachhandel. Der Energie-
Tisch ist ein Instrument, um den Energie-
spar-Prozess zu fördern.

Den Schwerpunkt des Themenheftes bil-
den verschiedene Aspekte, die mit einer
energetisch sinnvollen Gebäudesanierung
im Zusammenhang stehen, so z.B.

■ bauliche und technische Maßnahmen
zur Gebäudesanierung (z.B. Einspar-
effekte von Wärmedämmung, Einsatz
von Lüftungstechnik, Umstellung von
Heizungsanlagen, Wirtschaftlichkeit
von Energiesparmaßnahmen),

■ zielgruppenorientierte Instrumente zur
Gebäudesanierung (z.B. Gebäudety-
pologien, Wärmepässe, Heizspiegel,
Aufbau von Energieberatungsstruktu-
ren),

■ Möglichkeiten zur Finanzierung von
Sanierungsmaßnahmen (Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen, Drittfinanzie-
rung, Förderprogramme).

Im Anhang sind wichtige gesetzliche Re-
gelungen und Vorschriften sowie ein Glos-
sar zusammengestellt.

In der Publikation werden wesentliche
Grundlagen eines fachlichen Inputs für ei-
nen Energie-Tisch zum Thema Gebäu-
desanierung beschrieben. Sie hilft somit
der Kommunalverwaltung als Auftragge-
berin zum einen bei der Planung und zum
anderen bei der Abschätzung des Spiel-
raums für mögliche Projekte, die von den
Teilnehmern entwickelt werden können.
Insbesondere aber unterstützt die Veröf-
fentlichung die Teilnehmer am Energie-
Tisch. Da sich der Teilnehmerkreis an
Energie-Tischen nicht nur aus Fachleuten
zusammensetzt, liefert die Publikation ei-
ne Zusammenfassung der wesentlichen
Aspekte, um zu einem einheitlichen Wis-
sensstand bei allen Teilnehmerinnen und
Teilnehmern beizutragen. Ein Ansprech-
partnerverzeichnis listet Experten auf, die
bei weiteren detaillierten Fragen um Rat
gebeten werden können. Darüber hinaus
vermittelt die Publikation weitere Ideen
und Anregungen, die im Verlauf des Pro-
zesses wertvolle Hilfestellungen bieten.

Die theoretischen Beiträge werden durch
Beispiele einzelner, an Energie-Tischen
der Modellkommunen entstandener Pro-
jekte ergänzt. So ist es möglich, von die-
sen Erfahrungen zu profitieren.

Energie-Tische zur 
Gebäudesanierung
Erfolg durch Zusammenarbeit 

Weitere Informationen:

Dr.-Ing. Annett Fischer
Telefon 39001-110
E-Mail: fischer@difu.de

Dipl.-Min. Dagmar Hänisch
Telefon 39001-157
E-Mail: haenisch@difu.de

Bestellung: 
siehe Bestellschein



Difu-Berichte 1/20008

Der Deutsche Fachkongress der kommu-
nalen Energiebeauftragten fand bereits
zum fünften Mal statt, diesmal am 27. und
28. September 1999 in Duisburg. An bei-
den Tagen diskutierten die rund 200 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer aus dem
ganzen Bundesgebiet in 20 Workshops in-
novative Strategien für die Versorgung
kommunaler Liegenschaften mit Strom
und Wärme und tauschten Erfahrungen
über erfolgreich umgesetzte Problemlö-
sungen aus. Diese guten Beispiele sollen
dazu beitragen, dass sich mehr Städte
und Gemeinden bei der Energieeinspa-
rung engagieren. 

In deutschen Städten entstehen jedes
Jahr durchschnittlich Energiekosten für
kommende Liegenschaften von 60 DM je
Einwohner, von denen sich etwa 10 DM
durch Energiemanagement einsparen
ließen. Bei einer Stadt mit 20 000 Einwoh-
nern sind das immerhin 200 000 DM pro
Jahr, bei 100 000 Einwohnern etwa eine
Million DM. Somit liegt es auf der Hand,
dass das Thema „Kosten senken durch
Energieeinsparung“ für die Kommunen
auf der Tagesordnung steht. 

Auf dem 5. Deutschen Fachkongress wur-
den die folgenden Themengruppen disku-
tiert:

■ Strategien zum Energiemanagement,
■ EDV-unterstütztes Energiemanage-

ment,
■ Kooperation, 

■ Sanierung/Neubau, 
■ Energieversorgung sowie
■ Finanzierung.

In verschiedenen Beiträgen wurde deut-
lich, dass kommunales Energiemanage-
ment als ämterübergreifende Quer-
schnittsaufgabe erkannt werden muss,
um vorhandene Potenziale konsequent
auszuschöpfen. In einer nun vorliegenden
Publikation werden neben Ausführungen
über Gesamtstrategien zum Energiema-
nagement Teilstrategien vertieft, wie z.B.
verwaltungsinterne Handlungsanweisun-
gen zum rationellen Umgang mit Energie
und Wasser.

Der erste Schritt zum Energiemanage-
ment ist „Energiecontrolling”, das heißt die
zeitnahe Erfassung des Verbrauchs von
Heizenergie, Strom und Wasser, die Aus-
wertung durch Vergleiche mit spezifischen
Werten des gleichen Gebäudes in den
Vorjahren oder mit Werten anderer Ge-
bäude und die Übermittlung dieser Infor-
mation an Gebäudenutzer und -betreiber.
Allein durch diese organisatorischen Maß-
nahmen können etwa fünf Prozent der En-
ergiekosten eingespart werden. Traditio-
nelle, manuelle Verbrauchserfassung und
-auswertung sind jedoch zeit- und ar-
beitsintensiv. Durch automatische Ver-
brauchserfassung, Datenübertragung und
zentrale Auswertung können erhebliche
Personalkosten eingespart, die Auswer-
tung beschleunigt und verbessert sowie
Abweichungen von den Sollwerten, auch
bei zahlreichen Gebäuden, sofort erkannt
werden. Deshalb fanden die Workshops,
die sich mit Aspekten des EDV-unter-
stützten Energiemanagements befassten,
besonders großes Interesse.

Die vorliegende Dokumentation – wie
auch der Kongress selbst – vermittelt bun-
desweit gesammelte Erfahrungen und gibt
Impulse nicht nur für die bereits aktiven
Städte, sondern auch für Interessenten in
Kommunen, die sich stärker mit den Mög-
lichkeiten der Energieeinsparung in öffent-
lichen Gebäuden befassen wollen.

Der 6. Fachkongress der kommunalen 
Energiebeauftragten wird am 9. und 10.
November 2000 in Garbsen stattfinden. In
diesem Jahr sollen insbesondere Fragen
zur Liberalisierung des Strom- und Gas-
markts, zum effizienten Stromverbrauch
und zur Gebäudesanierung im Mittelpunkt
des Interesses stehen.

Kosten senken durch 
Energieeinsparung

Erreichte Heizenergieeinsparungen ausgewählter Kommunen

Weitere Informationen:
Dr.-Ing. Annett Fischer

Telefon: 030/39 001-110
E-Mail: fischer@difu.de
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Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), Ber-
lin, und die Forschungsstelle für Umwelt-
politik an der Freien Universität Berlin
(FFU) evaluierten im Auftrag der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung, Umwelt-
schutz und Technologie von Berlin das
„Berliner Koordinatoren-Modell zur Loka-
len Agenda 21“.

In der Ende Oktober 1999 abgeschlosse-
nen Studie kommen die Autoren zu dem
Ergebnis, dass das „Berliner Koordinato-
ren-Modell zur Lokalen Agenda 21“
grundsätzlich als erfolgreich zu werten ist. 

Im Rahmen des „Berliner Koordinatoren-
Modell zur Lokalen Agenda 21“ wurden
insgesamt 48 Stellen aus Mitteln des zwei-
ten Arbeitsmarktes (ABM) von 1997 bis
Mai bzw. Oktober 2000 eingerichtet. Je
zwei Stellen wurden in den Bezirksverwal-
tungen aller 23 Berliner Bezirke geschaf-
fen, zwei weitere Stellen bei der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung, Umwelt-
schutz und Technologie. Die Bezirkskoor-
dinatoren haben die Aufgabe, die Lokalen
Agenda 21-Prozesse in ihren jeweiligen
Bezirken zu initiieren und/oder zu unter-
stützen und Leistungen im Bereich Infor-
mation, Kommunikation, Kooperation und
Koordination zu erbringen. Die Landesko-
ordinatoren sollen eine Vernetzung zwi-
schen den Bezirkskoordinatoren fördern
sowie übergreifende Unterstützungslei-
stungen erbringen.

Das Difu befragte im Rahmen der Evalua-
tion in allen 23 Bezirken die Koordinatoren
selbst, ihre Fachvorgesetzten, sowie je
zwei verwaltungsexterne Akteure mittels
eines weitgehend standardisierten Frage-
bogens. Die FFU führte leitfadengestützte,
offene Interviews mit ausgewählten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern aus den Se-
natsverwaltungen sowie externen Akteu-
ren durch.

Für die Bezirksebene ist positiv hervorzu-
heben, dass mit den Koordinatoren eine
Anlaufstelle und Ansprechperson mit einer
definierten Zuständigkeit quasi als „An-
walt“ für das Thema Lokale Agenda 21 ge-
schaffen wurde. Die Ausübung der
Schnittstellen- und Vernetzungsfunktion
zwischen den Akteuren hat sich als die
zentrale Aufgabe und zugleich die größte
Stärke des Koordinatoren-Modells her-
ausgestellt. Der Informationsaustausch
zwischen den verschiedenen Akteuren so-
wie die Beteiligung der organisierten Ak-

teure und der Bevölkerung am Lokale
Agenda 21-Prozess konnte sowohl quan-
titativ als auch qualitativ verbessert wer-
den. Die Auswertung der Umfrage legt al-
lerdings auch den Schluss nahe, dass
durch die Arbeit der Koordinatoren die
Kommunikation und Zusammenarbeit in-
nerhalb der Verwaltung nicht in dem Maße
beeinflusst und für die Lokale Agenda 21
zielführend verbessert werden konnte wie
zwischen den verschiedenen verwal-
tungsexternen Akteuren sowie zwischen
der Verwaltung und den Externen. Die Um-
frage zeigte zudem, dass die entwickelten
Strukturen und Vernetzungen hochgradig
personenbezogen sind. Somit wird die
Kontinuität der Vernetzung der Akteurs-
gruppen durch die Besetzung der Stellen
mit ABM-Kräften potenziell gefährdet. 

In Bezug auf die Arbeit der Landeskoordi-
natoren haben die meisten Interviewpart-
ner die Einschätzung geäußert, dass „fri-
scher Wind“ in die Abläufe der Verwaltung
gebracht und die Bürgerkontakte intensi-
viert wurden. Das Koordinatoren-Modell
war aber auch als Bindeglied zwischen
Senat und Bezirken gedacht. Diesbezüg-
lich erwies sich seine Konstruktion in der
Praxis jedoch als unzureichend. 

Das Berliner Koordinatoren-
Modell zur Lokalen Agenda 21

Bevorzugte räumliche Ansiedlung einer
Lokalen Agenda 21-Koordinationsstelle



Bei der Bewertung des Modells kommen
die Autoren zu der Auffassung, dass eine
Fortsetzung in einer modifizierten Version
empfohlen werden kann.

Diese Modifizierungen konzentrieren sich
auf die organisatorische Anbindung der
Koordinatorenstellen in den Bezirksäm-
tern, auf die Leistungen, die im Rahmen
des Koordinatorenmodells angeboten
werden sollen sowie auf das Qualifika-
tionsprofil, das Bewerber für die Koordi-
natorenstellen vorweisen sollten. 

Die Umfrage belegt, dass sich alle Ak-
teursgruppen, auch die Externen, mit sehr
großer Mehrheit für die Ansiedlung der Ko-
ordinatorenstellen im Bezirksamt ausspre-
chen (siehe Seite 9). Darüber hinaus spre-
chen sich zwischen 65 und 80 Prozent der
Befragten für die organisatorische Ausge-
staltung einer Lokale Agenda 21-Koordi-
natorenstelle in Form einer Stabsstelle, die
direkt dem Bürgermeister unterstellt ist,
aus (siehe unten). Dagegen arbeiten die
Koordinatoren bisher fast ausschließlich
in den Umweltämtern und unterstehen di-
rekt dem Amtsleiter. 

Die Autoren stellen in der Studie die Vor-
und Nachteile verschiedener Organisa-
tionsmodelle dar und empfehlen ab-
schließend, unter der Voraussetzung,
dass wesentliche Rahmenbedingungen
durch Politik und Verwaltung erfüllt sind,

ebenfalls die Einrichtung einer Stabsstel-
le. Darüber hinaus enthält die Studie ein
detailliertes Aufgaben- und Qualifikations-
profil für Lokale Agenda 21-Koordinatoren
sowie Vorschläge für die Finanzierung der
Koordinatorenstellen. So sollen sich die
Koordinatoren bei einer zunehmenden
Ausdifferenzierung des Prozesses auf
Führungsaufgaben konzentrieren und ein
umfassendes Prozessmanagement im
wesentlichen im Bereich Kommunikation
und Koordination wahrnehmen. 

Die in der Studie getroffenen Aussagen
sind dabei grundsätzlich auch auf andere
Städte übertragbar.

Die Umfrage enthält außerdem Vorschläge
für die Ausgestaltung der organisatori-
schen Strukturen auf Senatsebene zur Ko-
ordination der bezirklichen Lokale Agenda
21-Prozesse als auch zur Unterstützung
einer gesamtstädtischen Lokalen Agenda
21. Weiterhin werden Strategieempfehlun-
gen für eine Vernetzung der Lokale Agen-
da-Prozesse mit anderen relevanten lan-
despolitischen Maßnahmen entwickelt.

Die Studie steht als Download  auf der 
Homepage des Difu (http://www.difu.de/
archiv/texte/eval.pdf) und der Homepage
der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung Berlin (http://www.sensut.berlin.de/
sensut/agenda21/pages/framesd.htm)
zur Verfügung.
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Weitere Informationen:

Dr.-Ing. Annett Fischer
Telefon: 030/39 001-110
E-Mail: fischer@difu.de

Dipl.-Min. Dagmar Hänisch
Telefon: 030/39 001-157

E-Mail: haenisch@difu.de

Jan Hendrik Trapp
Telefon: 030 /39 001-240 

E-Mail: trapp@difu.de

Bevorzugte Organisationsform 
für eine Lokale Agenda 21-Koordinationsstelle
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Bundesweite Starterkonferenz 
Am 1. und 2. März 2000 trafen sich im
„Haus der Kulturen der Welt“ in Berlin rund
900 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu
der vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) 
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Institut für Urbanistik (Difu) veranstalteten
bundesweiten Starterkonferenz zum
Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf – die
Soziale Stadt“. Vertreterinnen und Vertre-
ter aus Gemeinderäten und Parlamenten,
aus Verwaltung und Verbänden, aus den
Quartieren sowie die Tages- und Fach-
presse informierten sich über das Pro-
gramm. Einen lebendigen Charakter er-
hielt die Konferenz hauptsächlich durch
Erfahrungsberichte aus den 16 Modellge-
bieten. Die Themenkomplexe Bündelung
der Ressourcen, Management und Orga-
nisation sowie Aktivierung der Quartierbe-
völkerung standen dabei im Mittelpunkt.

Wichtige Aspekte der Starterkonferenz
waren insbesondere die folgenden:

■ Um einen gebündelten Mitteleinsatz in
den Quartieren zu erleichtern, ist es
eine zentrale Aufgabe – vor allem der
Länder und des Bundes – auf die
Harmonisierung von Förderbestim-
mungen der verschiedenen Ressort-
Programme hinzuwirken.

■ Das Quartiermanagement unterliegt
einem enorm hohen Erwartungs- und
Handlungsdruck. Gleichzeitig besteht
häufig Unsicherheit über sein Aufga-
benspektrum. Eine Präzisierung der
Handlungsfelder sowie die Entwick-
lung eines Anforderungsprofils für das
neue Berufsbild und ein neues Aus-
bildungsfeld „Quartiermanager/in“ er-
scheinen daher notwendig.

■ Um die aktive Mitgestaltung der Quar-
tierentwicklung durch Bewohnerinnen
und Bewohner, Wirtschaft und andere
lokale Akteure zu ermöglichen und zu
fördern, sind in den Stadtverwaltun-
gen und vor allem in den Stadtteilen
geeignete Organisations- und Betei-
ligungsstrukturen zu entwickeln. Ins-
besondere im Hinblick auf ausländi-
sche Bewohnerinnen und Bewohner
fehlen häufig noch adäquate An-
sprache- und Beteiligungsformen.

■ Um die Bevölkerung in ihrer Mitwir-
kungsbereitschaft zu stärken, sind die
Umsetzung von schnell realisierbaren
und den Problemen angemessenen
„Schlüsselprojekten“ in den Stadttei-
len sowie eine „Organisation der Aner-
kennung“ (Karin Schmalriede, La-
waetz-Stiftung, Hamburg) für die Ak-
tivitäten der Menschen vor Ort von
großer Bedeutung.

Bund-Länder-Programm
„Soziale Stadt”
Bundesweite Starterkonferenz in Berlin

Soziale Stadt
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Reinhard Klimmt, Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Berlin, 
Dr. Christine Bergmann, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin, . . .

. . . Eugen Wagner, Senator und Präses der Baubehörde Hamburg und Vorsitzender der ARGEBAU sowie 
Prof. Dr. Michael Krautzberger, Leiter der Abteilung Bauwesen und Städtebau des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Berlin, hielten die Eröffnungsreden im Rahmen der Starterkonferenz 
„Soziale Stadt” am 1. und 2. März 2000 in Berlin.
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Programmbegleitung durch das Difu
Die bundesweite Starterkonferenz ist Teil
der Begleitung des Programms „Soziale
Stadt“, mit der das Difu vom BMVBW und
den Ländern beauftragt ist. Das Difu über-
nimmt die Funktion einer überregionalen
Vermittlungs-, Informations- und Bera-
tungsagentur („Task Force“). Es ist An-
sprechpartner für alle im Rahmen des Pro-
gramms beteiligten Personen, Initiativen
und Institutionen.

Die wichtigsten Elemente der Programm-
begleitung sind:

■ der Aufbau eines bundesweiten und
allgemein zugänglichen Informations-
und Diskussionsnetzwerks,

■ die Programmbegleitung vor Ort in den
Modellgebieten,

■ Best-Practice-Analysen und

■ die Vorbereitung der Programmevalu-
ierung. 

Bundesweites Netzwerk
Das bundesweite Netzwerk zum Pro-
gramm „Soziale Stadt“ basiert auf drei
Fundamenten:

■ dem unmittelbaren Erfahrungsaus-
tausch bei zentralen und dezentralen
Veranstaltungen,

■ kontinuierlichen Berichten sowie 

■ dem Internet-Forum.

Die Auftaktveranstaltung am 5. Juli 1999
und die Starterkonferenz am 1. und 2.
März 2000 gehören zu den ersten zen-
tralen Veranstaltungen des Programms.
Außerdem sind Impulskongresse im Jahr
2000 und 2001 und ein Kongress zur Zwi-
schenbilanz im Jahr 2002 vorgesehen. Als
dezentrale Veranstaltungen sind Starter-
oder Themenkonferenzen in den Modell-
gebieten und Tagungen zum regionalen
Erfahrungsaustausch mit den am Pro-
gramm teilnehmenden Städten und Stadt-
teilen geplant.

Die kontinuierlichen Berichte sind sowohl
als Papierfassungen als auch im Internet-
Forum „Soziale Stadt“ abrufbar. Dazu
gehören zum einen aktuelle Berichte, die
als „Infos zur Sozialen Stadt“ mindestens
dreimal jährlich veröffentlicht werden, und
zum anderen die „Arbeitspapiere zum Pro-
gramm Soziale Stadt“, die bislang im Zu-
sammenhang mit der Auftaktveranstal-
tung und der bundesweiten Starterkonfe-
renz herausgegeben worden sind. 

In verschiedenen Podiumsrunden wurde über Aktivitäten und Erfahrungen aus den Modellgebieten berichtet.
In der Abschluss-Podiumsrunde ging es um Erfordernisse und Chancen des neuen Programms.

Im Rahmen der Veranstaltung wurde eine Ausstellung präsentiert, die modellhafte Maßnahmen aus verschiede-
nen Städten zeigte.



Das Internet-Forum „Soziale Stadt“ ist seit
dem 10. Januar 2000 online geschaltet
und im Internet unter www.sozialestadt.de
erreichbar. Dadurch ist auch eine Mög-
lichkeit zur Information und Diskussion
gegeben. Wie das Programm selbst ent-
wickelt sich auch das Internet-Forum zur
„Sozialen Stadt“ prozesshaft und dyna-
misch. Angebote und Inhalte werden stän-
dig erweitert und fortgeschrieben. Im Ein-
zelnen bietet das Internet-Forum:

■ Informationen zu den Programm- und
Modellgebieten,

■ aktuelle Termine und Veranstaltungs-
informationen,

■ eine Best-Practice Bibliothek,

■ eine Projektdatenbank mit Suchfunk-
tion,

■ Informationen und Kurzdarstellungen
zu anderen regionalen und bundes-
weiten Netzwerken,

■ die auch als Papierfassung veröffent-
lichten „Infos zur Sozialen Stadt“ und
„Arbeitspapiere zum Programm So-
ziale Stadt“,

■ zusätzliche themenspezifische Texte
zum Programm,

■ ein Diskussionsforum,

■ eine automatisierte Mailingliste zur re-
gelmäßigen Information über Neuig-
keiten im Forum,

■ eine thematisch sortierte Link-Samm-
lung,

■ einen Presseservice,

■ eine Such-Funktion

■ sowie die Möglichkeit zur Kontakt-
aufnahme mit dem Difu-Projektteam 
„Soziale Stadt“.
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Programmbegleitung vor Ort
Bis Ende 1999 haben die Länder insge-
samt 161 Gebiete in 123 Städten und Ge-
meinden für das Programm „Soziale
Stadt“ gemeldet und je Land ein Modell-
gebiet für die Umsetzung des Programms
ausgewählt. Dabei handelt es sich zum ei-
nen um Gebiete, die modellhaft hinsicht-
lich Konzept und Verfahrensstand sind,
zum anderen um Gebiete, die im Hinblick
auf Problemlagen und Handlungsbedarf
modellhaft sind. In allen 16 Modellgebie-
ten wird eine Programmbegleitung vor Ort
eingerichtet, die im Wesentlichen die fol-
genden Aufgaben hat:

■ die Übernahme von aktivierenden und
durch Beratung, Information und Pro-
jektvorschläge unterstützenden Funk-
tionen, für die in beschränktem Um-
fang auch finanzielle Mittel zur Verfü-
gung stehen („Technische Hilfen“),

■ die begleitende und dokumentierende
Untersuchung von Umsetzungsschrit-
ten zum Programm „Soziale Stadt“,

■ die Beteiligung an Vorbereitung und
Durchführung der lokalen Starter-
oder Themenkonferenzen. 

Die „Programmbegleitung vor Ort“ wird in
vier Gebieten durch das Difu selbst über-
nommen, in den übrigen zwölf Modellge-
bieten werden externe Büros, Gruppen,
Einzelpersonen beauftragt.

Best-Practice-Analysen 
Arbeitsteilig mit dem Büro Empirica, das
seine Best-Practice-Untersuchungen auf
Neubauquartiere konzentriert, wird das
Difu die Best-Practice-Analyse für Altbau-
gebiete und gemischte Quartiere durch-
führen. Bei den Analysen werden zum ei-
nen „gute Beispiele“ ermittelt, die auf lo-
kaler Ebene als innovativ, weiterführend,
beispielhaft und damit als „Erfolg“ gelten
können. Zum anderen geht es um Hand-
lungs- und Gestaltungsprinzipien, die
über ihre lokale Wirksamkeit hinaus auch
auf andere Orte und Situationen übertrag-
bar sind, und damit eher um Best-Prac-
tice-Strategien. Schwerpunkte der Best-
Practice-Analyse sollen vor allem die
Handlungsfelder sein, die auch im Mittel-
punkt der Starterkonferenz standen: Bün-
delung der Ressourcen, Management und
Organisation, Aktivierung der Quartier-
bevölkerung.

Vorbereitung der 
Programmevaluierung
Eine Ergebnisevaluierung des Programms
wird durch das Difu (in Zusammenarbeit
mit dem Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung – BBR) durch folgende Ar-
beitsschritte vorbereitet:

■ die Auswertung bereits vorliegender
externer Wirkungsanalysen, 

■ die Durchführung zweier Fragebogen-
aktionen in den Programmgebieten,
zur Ausgangssituation (1999/2000)
sowie zu Wirkungseinschätzungen
(Herbst 2001),

■ die Entwicklung eines „indikatorenge-
stützten kleinräumigen Monitoring“
als Eigenprojekt des BBR.
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Weitere Informationen:

Dr. Heidede Becker 
Telefon: 030/39001-298

E-Mail: h.becker@difu.de

Dipl.-Ing. Christa Böhme
Telefon: 030/39001-291

E-Mail: boehme@difu.de

Dipl.-Soz. Robert Sander
Telefon: 030/39001-267
E-Mail: sander@difu.de

Die Materialsammlung des 
Difu zur Starterkonferenz
(Arbeitspapiere zum Pro-

gramm Soziale Stadt, Bd. 3)
kann angefordert werden.
Demnächst erscheint eine 

Dokumentation der Starter-
konferenz (Arbeitspapiere

zum Programm Soziale
Stadt, Bd. 4).

Bestellung:
Renate Schulz

Telefon: 030/39001-218
Telefax: 030/39001-128
E-Mail: schulz@difu.de

http://www.sozialestadt.de
E-Mail: sozialestadt@difu.de

In den Pausen nutzten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme und vertiefenden 
Gesprächen.



Das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) beabsichtigt, im Rah-
men des geplanten Forschungspro-
gramms „Bauen und Wohnen“ den Ideen-
wettbewerb „Stadt 2030“ auszuschrei-
ben.

Mit diesem Wettbewerb werden die deut-
schen Kommunen eingeladen, in Koope-
ration mit wissenschaftlichen Einrichtun-
gen Zukunftskonzeptionen und Leitbilder
für ihre Stadt und Region zu formulieren,
deren Perspektive über drei Jahrzehnte
reicht. Diese Konzeptionen sollen vi-
sionären Charakter aufweisen und auch
als Zielsysteme und Bewertungsrahmen
für aktuelle politische Entscheidungen
und Einzelplanungen dienen. Zu zeichnen
ist ein Zukunftsbild der jeweiligen Stadt,
nach dem die planerischen Schritte und
politischen Verfahren bestimmt werden
können, die zur Erreichung dieser Zukunft
erforderlich erscheinen. 

Die Städte und Gemeinden, die die über-
zeugensten Szenarien vorlegen, erhalten
die Chance, ihre Konzeptionen durch För-
derung des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung (BMBF) auszuarbei-
ten und die Umsetzung zu erproben. Die
Endergebnisse werden durch das Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung publiziert und in den prämierten
Städten einer breiten Öffentlichkeit vorge-
stellt. 

Die Gründe für diesen Wettbewerb liegen
zum einen in einem sich zur Zeit wieder
wandelnden Planungsverständnis, zum
anderen in Defiziten der Stadtforschung.
Nach dem Planungsoptimismus von Mit-
te der 60er bis Mitte der 70er Jahre war die
deutsche Stadtentwicklung eher von einer
„Step-by-Step“-Planung geprägt, die auf
umfassende Zukunftsvorstellungen zu
verzichten suchte. In den letzten Jahren
hat sich jedoch gezeigt, dass diese Praxis
der Stadtentwicklung, die sich in Einzel-
projekte aufzulösen droht, eine ganzheitli-
che Sicht auf die Siedlungs- und Stadt-
entwicklung verliert. Dennoch sind Leit-
ideen wirksam, die jedoch nicht mehr 
explizit artikuliert und damit auch nicht 
politisch verhandelt werden. Einzelne
Fachressorts sind wegen des Defizits an
übergeordneten Zielformulierungen häu-
fig nicht mehr integrierbar und entwickeln
zum Teil unabhängig voneinander, zum
Teil auch gegeneinander partielle Leitvor-
stellungen als Grundlagen ihrer Planung.
Daher ist das Verständnis für die Nützlich-
keit umfassender Zukunftskonzeptionen

wieder gewachsen, vorausgesetzt, sie
sind von einem umfassenden öffentlichen
Diskurs und politischer Willensbildung ge-
tragen.

Das Gleiche gilt für weite Bereiche der
Stadtforschung, die sich in eine kaum
noch überschaubare Vielfalt untereinan-
der wenig verbundener, zum Teil hoch-
spezialisierter Forschungsfelder, Themen
und Projekte mit kleinteiligen Umsetzun-
gen aufgelöst hat. Die künftige Stadtfor-
schung kann jedoch nur dann tragfähige
Antworten zur Lösung drängender Zu-
kunftsfragen liefern, wenn es gelingt,
theoretische Ausgangspositionen, metho-
dische Zugänge und Anwendungsfelder
wieder stärker unter zentralen Leitvorstel-
lungen einer zukünftigen Stadtentwick-
lung zu integrieren.

Daher werden die Kommunen mit dem
Ideenwettbewerb „Stadt 2030“ aufgefor-
dert, isolierte Ressortplanungen unter
ganzheitlichen Zukunftsperspektiven oder
Leitbildern zusammenzuführen und zu
bündelnsowiepolitischeProzessezuskiz-
zieren, die für die Umsetzung derartiger
Leitbilder erforderlich erscheinen und sie
in einer politischen Willensbildung der
Kommune verankern. In einer späteren
Auswertung der Wettbewerbsbeiträge soll
versucht werden, den Forschungs- und
Informationsbedarf zu bestimmen, der zur
Realisierung der jeweiligen Leitbilder er-
forderlich ercheint.

Zur Teilnahme sind alle deutschen Städte,
Gemeinden und Stadt-Umland-Verbände
mit mehr als 20 000 Einwohnern in Ko-
operation mit qualifizierten wissenschaft-
lichen Instituten oder Planungsbüros ein-
geladen. 

Das Ende der Ausschreibungsfrist für den
Ideenwettbewerb„Stadt 2030“ ist der 16.
Juli 2000. Bewerbungsunterlagen (Text
der Ausschreibung mit inhaltlichen Erläu-
terungen usw.) können unter der folgen-
den Adresse angefordert werden:

TÜV Energie und Umwelt GmbH, 
Projekträger MVBW 
51101 Köln
Telefon: 0221/806-24 90
Telefax: 0221/806 27 12

Text der Ausschreibung und weitere 
Informationen zum Ideenwettbewerb
„Stadt 2030“ auch unter:
E-Mail: stadt 2030@difu.de
Internet: www.stadt2030.de
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ISBN 3-88118-292-6

__Expl. Zwischen Pflichtaufgaben und wirtschaftlicher
Betätigung – kommunale Abfallentsorgung 
in der Kreislaufwirtschaft
Von Stephan Tomerius
1999. Bd. 30. 420 S., 19 Übersichten, 4 Satzungs-
beispiele, Stichwortregister, DM 82,–
ISBN 3-88118-291-8

__Expl. Ökologisch orientierte Wirtschaftspolitik –
ein neues kommunales Handlungsfeld
Von Beate Hollbach-Grömig
1999. Bd. 29. 264 S., 8 Abb., 12 Tab., 9 Übersichten, 
DM 48,–
ISBN 3-88118-285-3

Materialien
__Expl. Beiträge für eine sozial-integrative Wohnungspolitik

Hrsg. von Claus-Peter Echter und Burkhard Hintzsche
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ISBN 3-88118-293-4

__Expl. Städtebauliche Großvorhaben in der Umsetzung
Hrsg. von Arno Bunzel und Robert Sander
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Arbeitshilfen
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ISBN 3-88118-279-9
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2000. 160 S., Abb., Tab., Übersichten,
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ISBN 3-88118-294-2
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Fachkongress-Dokumentation
Hrsg. von Annett Fischer 
1999. 178 S., Schutzgebühr DM 40,–
ISBN 3-88118-297-7
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Hrsg. von Cornelia Rösler 
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